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Verlautbarungen der 
deutschen Bischöfe

Nr. 11 Aufruf der deutschen Bischöfe zur
Fastenaktion Misereor 

Liebe Schwestern und Brüder, 

die Temperaturen steigen, Niederschläge fallen
seltener, dafür mancherorts in extremen Mengen.
Das erleben wir weltweit, auch in Deutschland.
Aber manche Länder sind auf geradezu dramati-
sche Weise betroffen. In Bangladesch und auf den
Philippinen spricht man vom Klimanotstand. In
stark wachsenden Städten leiden die Menschen
dort unter sengender Hitze. Steigende Wasserpe-
gel berauben sie ihrer Lebensgrundlagen.

Dieser Notstand ist menschengemacht. Ihn zu
überwinden, ist eine Frage der Gerechtigkeit. Die
Misereor-Fastenaktion macht Mut: „Es geht! Ge-
recht.“ 

Menschen auf den Philippinen und in Bangla-
desch zeigen, wie Anpassung an den Klimawandel
gelingen kann. Hütten in Armenvierteln, auf deren
Dächern und Wänden Pflanzen wachsen, sind
besser geschützt gegen Überhitzung. Zugleich tra-
gen die Pflanzen Früchte zur Ernährung der Fami-
lien. Auf gut ausgebauten Rad- und Fußwegen
können ärmere Bevölkerungsgruppen Wege zur
Schule oder zur Arbeit klimaschonend, kosten-
günstig und sicher zurücklegen. Gemeinsam mit
den Projektpartnern werden alte Baumbestände
geschützt. 

Es geht! Gerecht. Mit der Unterstützung von
Misereor können die Menschen im globalen Süden
viel bewegen. Setzen wir durch die Fastenaktion
ein deutliches Zeichen für soziale und ökologische
Gerechtigkeit weltweit. Stellen wir uns mit unserer
großherzigen Spende an die Seite der Misereor-
Partner und verbinden wir uns mit ihnen im Gebet.

Für das Bistum Aachen
+ Dr. Helmut Dieser
Bischof von Aachen

Dieser Aufruf soll am 4. Fastensonntag, dem 27. März 2022,
in allen Gottesdiensten (auch am Vorabend) verlesen und den
Gemeinden zudem in anderer geeigneter Form bekannt ge-
macht werden. Die Kollekte am 5. Fastensonntag, dem 3. April
2022, ist ausschließlich für das Bischöfliche Hilfswerk Mise-
reor bestimmt.
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Bischöfliche Verlautbarungen 

Nr. 12 Beschlüsse der Regional-KODA Nord-
rhein-Westfalen vom 1. Dezember
2021

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen,
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und
Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 1. Dezember
2021 beschlossen:

I) Die Kirchliche Arbeits- und Vergütungsordnung
(KAVO) für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln,
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born vom 15. Dezember 1971 (Kirchlicher Anzeiger
für die Diözese Aachen vom 15. Mai 1991, Nr. 78,
S. 74), zuletzt geändert am 17. Dezember 2021
(Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Aachen vom 
1. Januar 2022, Nr. 3, S. 29), wird wie folgt geän-
dert:

1. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt geändert:

„§ 26 Leistungsentgelt/Alternatives Entgeltan-
reiz-System“

b) An Absatz 4 wird ein neuer Absatz 5 mit folgen-
dem Wortlaut angefügt:

„(5) Alternativ zum Leistungsentgelt (Absatz 1) kann
das in Absatz 2 geregelte Gesamtvolumen durch
Dienstvereinbarung (§ 38 MAVO), in der insbeson-
dere die Aufteilung des sich daraus ergebenden
Budgets auf einzelnen Maßnahmen geregelt wird,
ganz oder teilweise auf das in Satz 2 dargestellte al-
ternative Entgeltanreiz-System verwendet werden.  

Das Budget kann für Maßnahmen zur Verbesserung
der Arbeitsplatzattraktivität, der Gesundheitsförde-
rung oder zur Nachhaltigkeit eingesetzt werden (z.B.
für Zuschüsse für Fitnessstudios, Sonderzahlungen,
Fahrkostenzuschüsse für ÖPNV/Job-Ticket, Sach-
bezüge, KiTa-Zuschüsse oder Wertgutscheine). 
Sofern Teile des in der Dienstvereinbarung verein-
barten Budgets nicht gemäß Satz 2 verbraucht wer-
den, erhöht sich hierdurch das Gesamtvolumen
nach Absatz 2 im Folgejahr um diesen Restbetrag.
Die aus dem alternativen Entgeltanreiz-System ge-
währten Leistungen sind zusatzversorgungspflich-
tig, soweit es sich dabei um steuerpflichtige
Einnahmen des Mitarbeiters handelt.

Über Vereinbarungen im Sinne dieses Absatzes
sowie ihre Ausgestaltung ist das (Erz-) Bischöfliche
Generalvikariat zu unterrichten. Das (Erz-)Bischöfli-
che Generalvikariat informiert die Regional-KODA
über den Abschluss der Dienstvereinbarung durch



Schreiben an den Vorsitzenden der Kommission.“

2. In § 26a Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 26
Abs. 1 S. 2“ ersetzt durch die Angabe „§ 26 Abs.
1 S. 2 oder Abs. 5 S. 1“.

3. Die Anlage 14 KAVO wird wie folgt geändert:

a. Die Überschrift der Anlage 14 KAVO erhält eine
Fußnote mit folgendem Wortlaut:

„* § 2 KAVO in Verbindung mit Ziffer 2 der
„Ordnung über die Rechtsfolgen eines
Dienstgeberwechsels im Geltungsbereich
der Grundordnung des kirchlichen Dienstes
im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse“
(Beschluss der Zentralen Kommission der
Zentral-KODA vom 23. November 2016)
bleibt unberührt.“ 

b. § 1 wird wie folgt neu gefasst:

aa) Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Der Mitarbeiter, der am 1. Dezember im Arbeitsver-
hältnis steht, hat Anspruch auf eine Weihnachtszu-
wendung.“

bb) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Der Mitarbeiter, dessen Arbeitsverhältnis spä-
testens mit Ablauf des 30. November endet und der
mindestens vom Beginn des Kalenderjahres unun-
terbrochen in einem Arbeitsverhältnis gestanden
hat, auf das die Kirchliche Arbeits- und Vergütungs-
ordnung (KAVO) oder eine andere von einer Kom-
mission im Sinne des Art. 7 der Grundordnung des
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeits-
verhältnisse beschlossene Ordnung Anwendung
fand, erhält eine Zuwendung, wenn er wegen

a) Erreichens der Regelaltersgrenze (§ 48 Abs.
1 Buchst. a KAVO) oder

b) verminderter Erwerbsfähigkeit (§ 48 KAVO)

ausgeschieden ist oder

c) Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezug
einer sonstigen abschlagsfreien Altersrente
nach dem SGB VI, 

d) eines mit Sicherheit erwarteten Personalab-
baus,

e) einer Körperbeschädigung, die ihn zur Fort-
setzung des Arbeitsverhältnisses unfähig
macht,

oder
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f) einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit
erlittenen Gesundheitsschädigung, die seine Ar-
beitsfähigkeit für längere Zeit wesentlich herab-
setzt,

gekündigt oder einen Auflösungsvertrag ge-
schlossen hat.“ 

cc). Die Absätze 3 und 4 werden gestrichen.

c. § 2 wird wie folgt geändert:

aa) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aaa) Die Fußnote zu Satz 1 wird gestrichen.

bbb) Satz 1 wird sodann wie folgt neu gefasst:

„Die Zuwendung beträgt

in den Entgeltgruppen 1 bis 8: 84,51 %
in den Entgeltgruppen 9a bis 12: 70,69 %
in den Entgeltgruppen 13 bis 15: 68,09 %

eines Monatsentgelts.“

ccc) In Satz 6 werden die Worte „oder 3“ gestrichen.

bb) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„(2) Der Anspruch nach § 1 Abs. 1 und 2 vermindert
sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in
dem der Mitarbeiter keinen Anspruch auf Entgelt
oder Fortzahlung des Entgelts nach § 23a KAVO
hat.“  

cc) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „oder 3“
gestrichen. 

d. In § 4 Absatz 2 werden die Worte „und 3“ gestri-
chen.

II) Die Änderungen unter Ziffer I) treten am 1. Januar
2022 in Kraft.

Den vorgenannten Beschluss setze ich hiermit für das
Bistum Aachen in Kraft.

Aachen, 5. Januar 2022
L. S. + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen,
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und
Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 1. Dezember
2021 beschlossen:



I) Die Ordnung für Berufsausbildungsverhältnisse
für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster
(nordrhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom
26. April 1991 (Kirchlicher Anzeiger für die Diözese
Aachen vom 15. Mai 1991, Nr. 78, S. 70), zuletzt ge-
ändert am 20. November 2021 (Kirchlicher Anzeiger
für die Diözese Aachen vom 1. Januar 2022, Nr. 1,
S. 14), wird wie folgt geändert:

In § 27 werden die Worte „Weiterleitung von Hinwei-
sen auf sexuellen Missbrauch“ durch die Worte
„Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit
sexuellem Missbrauch und zur Prävention gegen
sexualisierte Gewalt“ ersetzt.

II) Die Änderung unter Ziffer I) tritt am 1. Januar 2022
in Kraft.

Den vorgenannten Beschluss setze ich hiermit für das
Bistum Aachen in Kraft.

Aachen, 5. Januar 2022
L. S. + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen,
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und
Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 1. Dezember
2021 beschlossen:

I) Die Ordnung für Schülerinnen in praxisintegrier-
ten Ausbildungsgängen zur Erzieherin nach lan-
desrechtlichen Regelungen (PiA-Ordnung) für die
(Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln, Münster (nord-
rhein-westfälischer Teil) und Paderborn vom 5. Juli
2019 (Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Aachen
vom 1. August 2019, Nr. 365, S. 284), zuletzt geän-
dert am 20. November 2021 (Kirchlicher Anzeiger
für die Diözese Aachen vom 1. Januar 2022, Nr. 1,
S. 14), wird wie folgt geändert:

In § 23 werden die Worte „Weiterleitung von Hinwei-
sen auf sexuellen Missbrauch“ durch die Worte
„Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit
sexuellem Missbrauch und zur Prävention gegen
sexualisierte Gewalt“ ersetzt.

II) Die Änderung unter Ziffer I) tritt am 1. Januar 2022
in Kraft.

Den vorgenannten Beschluss setze ich hiermit für das
Bistum Aachen in Kraft.

Aachen, 5. Januar 2022
L. S. + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen
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Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen,
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und
Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 1. Dezember
2021 beschlossen:

I) Die Ordnung für Praktikantinnen und Praktikan-
ten für die (Erz-)Bistümer Aachen, Essen, Köln,
Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und Pader-
born vom 30. März 1992 (Kirchlicher Anzeiger für
die Diözese Aachen vom 15. April 1992, Nr. 55, S.
61), zuletzt geändert am 20. November 2021 (Kirch-
licher Anzeiger für die Diözese Aachen vom 1. Ja-
nuar 2022, Nr. 1, S. 15), wird wie folgt geändert:

In § 7 Absatz 1 wird der fünfte Spiegelstrich wie
folgt neu gefasst:

„– § 8b Umsetzung der Ordnungen für den Umgang
mit sexuellem Missbrauch und zur Prävention
gegen sexualisierte Gewalt“.

II) Die Änderung unter Ziffer I) tritt am 1. Januar 2022
in Kraft.

Den vorgenannten Beschluss setze ich hiermit für das
Bistum Aachen in Kraft.

Aachen, 5. Januar 2022
L. S. + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen

Die Kommission zur Ordnung des diözesanen Ar-
beitsvertragsrechts für die (Erz-)Diözesen Aachen,
Essen, Köln, Münster (nordrhein-westfälischer Teil) und
Paderborn (Regional-KODA NW) hat am 1. Dezember
2021 beschlossen:

I) Die Ordnung für Studierende in ausbildungsinte-
grierten dualen Studiengängen für die (Erz-)Bis-
tümer Aachen, Essen, Köln, Münster (nordrhein-
westfälischer Teil) und Paderborn vom 6. Oktober
2021 (Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Aachen
vom 1. Januar 2022, Nr. 1, S. 7), wird wie folgt ge-
ändert:

In § 24 werden die Worte „Weiterleitung von Hinwei-
sen auf sexuellen Missbrauch“ durch die Worte
„Umsetzung der Ordnungen für den Umgang mit
sexuellem Missbrauch und zur Prävention gegen
sexualisierte Gewalt“ ersetzt.

II) Die Änderung unter Ziffer I) tritt am 1. Januar 2022
in Kraft.

Den vorgenannten Beschluss setze ich hiermit für das
Bistum Aachen in Kraft.



Aachen, 5. Januar 2022
L. S. + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen

Nr. 13 Beschlüsse der 20. und 21. Delegier-
tenversammlung zur Änderung der
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kom-
mission

Beschlüsse der 20. Delegiertenversammlung 2020

1. § 1 der AK-O wird um folgenden neuen Absatz 4a er-
gänzt:

„(4a) Aufgabe der Arbeitsrechtlichen Kommission ist
auch die Beratung und Beschlussfassung zu arbeits-
rechtlichen Regelungen durch Tarifverträge anderer 
Tarifvertragsparteien nach §§ 3ff AEntG, die durch ge-
setzliche Regelung einem Zustimmungserfordernis
durch paritätisch besetzte Kommissionen zur Festle-
gung von Arbeitsbedingungen auf der Grundlage kirch-
lichen Rechts für den Bereich kirchlicher Arbeitgeber in
der Pflegebranche gebildet sind, unterliegen.“

2. § 7 Absatz 7 der AK-O erhält folgende neue Fassung:

„1Der Leitungsausschuss der Mitarbeiterseite leitet die
Mitarbeiterseite nach innen und vertritt sie nach außen
auf der Grundlage der Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlungen. 2Die Verantwortung für das Budget der
Mitarbeiterseite und für die Umsetzung des Budgets der
Mitarbeiterseite liegt beim Leitungsausschuss. 3Er legt
die Richtlinien für die Führung der laufenden Geschäfte
fest und ist für die Fach- und Dienstaufsicht über die
hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) der Mitarbeiterseite
verantwortlich. 4Die Fach- und Dienstaufsicht ist im
Rahmen der geltenden Gesetze und tariflichen Bestim-
mungen wahrzunehmen. 5Er organisiert die Kommuni-
kation auf der Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen
Kommission.“

3. § 7 Absatz 8 der AK-O erhält folgende neue Fassung:

„1Der Leitungsausschuss der Dienstgeberseite leitet die
Dienstgeberseite nach innen und vertritt sie nach außen
auf der Grundlage der Beschlüsse der Mitgliederver-
sammlungen. 2Die Verantwortung für das Budget der
Dienstgeberseite und für die Umsetzung des Budgets
der Dienstgeberseite liegt beim Leitungsausschuss.3Er
legt die Richtlinien für die Führung der laufenden Ge-
schäfte fest und ist für die Fach- und Dienstaufsicht
über die hauptamtlichen Mitarbeiter(innen) der Dienst-
geberseite verantwortlich. 4Die Fach- und Dienstauf-
sicht ist im Rahmen der geltenden Gesetze und
tariflichen Bestimmungen wahrzunehmen. 5Er organi-
siert die Kommunikation auf der Dienstgeberseite der
Arbeitsrechtlichen Kommission.“

4. § 10 der AK-O erhält folgende neue Fassung:
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§ 10 Geschäftsstellen 
„(1) 1Die Mitarbeiterseite und die Dienstgeberseite
haben jeweils eigene Geschäftsstellen. 2Diese sind mit
eigenen Mitarbeiter(innen) besetzt, die nicht Mitglied der
Kommission sind und die beim Deutschen Caritasver-
band e.V. in einem Beschäftigungsverhältnis stehen.
3Entscheidungen über diese Dienstverhältnisse trifft der
Leitungsausschuss der jeweiligen Seite. 4In Ausnahme-
fällen können für die Seiten der Kommission auch Per-
sonen auf Honorarbasis tätig werden.
(2) 1Die Geschäftsstellen beraten und unterstützen die
Mitglieder der jeweiligen Seite der Bundeskommission
und der Regionalkommissionen bei der Beschlussfas-
sung und die jeweiligen Leitungsausschüsse bei deren
Aufgaben. 2Die jeweilige Geschäftsstelle führt die lau-
fenden Geschäfte der eigenen Seite entsprechend der
vom Leitungsausschuss festgelegten Richtlinien.
(3) Die Personen können mit Zustimmung der eigenen
Seiten beratend an den Sitzungen der Kommissionen
und der Ausschüsse, sowie den internen Beratungen
teilnehmen.“

5. § 13 der AK-O wird um folgenden neuen Absatz 9 er-
gänzt:

„(9) Für die Beratungen und Beschlüsse nach § 1 Abs.
4a ist die Bundeskommission zuständig.“

6. § 16 der AK-O wird um folgenden neuen Absatz 1a
ergänzt:

„(1a) Beschlüsse der Kommission nach § 1 Absatz 4a
bedürfen jeweils einer Mehrheit von zwei Drittel ihrer
Mitglieder.“

7.  § 18 Abs. 7 Satz 3 AK-O erhält folgende neue Fas-
sung:

„3Der erweiterte Vermittlungsausschuss entscheidet mit
der Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder.“

8. § 23 erhält folgende neue Fassung:

§ 23 Budget
„(1) Über das Budget der Arbeitsrechtlichen Kommis-
sion entscheidet auf Vorschlag des Vorstandes des
Deutschen Caritasverbandes die Delegiertenversamm-
lung. 
(2) 1Das Budget für die Arbeitsrechtliche Kommission ist
Teil der Finanzmittel des Deutschen Caritasverbandes,
für die der Vorstand des Deutschen Caritasverbandes
verantwortlich ist. 2Der Vorstand des Deutschen Cari-
tasverbandes überträgt die Verantwortung für die Teil-
budgets der Arbeitsrechtlichen Kommission auf die
Mitglieder der beiden Leitungsausschüsse bzw. die
Kommissionsgeschäftsführung. 3Kosten, die durch 
Entscheidungen der Leitungsausschüsse bzw. der
Kommissionsgeschäftsführung im Rahmen der übertra-
genen Aufgaben entstehen, sind aus den jeweiligen Teil-
budgets zu tragen.



(3) 1Die Leitungsausschüsse der beiden Seiten und die
Kommissionsgeschäftsstelle können für den Umgang
mit ihren jeweiligen Teilbudgets ein eigenes Regelwerk
erstellen. 2Das Regelwerk steht unter dem Genehmi-
gungsvorbehalt des Vorstandes des Deutschen Caritas-
verbandes.
(4) 1Die Höhe des Budgets für die jeweilige Amtsperiode
soll abgestimmt auf Basis der bedarfsorientierten Pla-
nung festgelegt werden. 2Zwingende Beteiligte der Bud-
getplanung sind der Finanz- und Personalvorstand, die
beiden Leitungsausschüsse der Arbeitsrechtlichen
Kommission, die Leitungen der seitigen Geschäftsstel-
len, sowie der/die Kommissionsgeschäftsführer/in. 
(5) Die Arbeitsrechtliche Kommission berichtet über den
Vorstand des Deutschen Caritasverbandes der Dele-
giertenversammlung jährlich von ihrer Arbeit und legt
einen Rechenschaftsbericht vor.“

9. § 24 AK-O erhält folgende neue Fassung:

„1Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2021 in Kraft. 2Ab-
weichend zu Satz 1 treten § 1 Abs. 4a, § 16 Abs. 1a und
§ 13 Abs. 9 am 1. November 2020 in Kraft.“ 

10. § 2 Absatz 1 Satz 2 der Wahlordnung der Mitarbei-
terseite wird wie folgt neu gefasst:

„2Er wird von der Mitgliederversammlung der Mitarbei-
terseite gewählt.“ 

11. § 2 Absatz 1 Satz 3 der Wahlordnung der Mitarbei-
terseite wird ersatzlos gestrichen. Der bisherige Satz 4
wird zu Satz 3 und der bisherige Satz 5 zu Satz 4.

12. § 7 Absatz 1 Satz 1 der Wahlordnung Mitarbeiter-
seite erhält folgende neue Fassung:

„1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) aus,
welches Mitglied einer Regionalkommission, aber nicht
Mitglied der Bundeskommission ist, so wählt die Mitar-
beiterseite in der jeweiligen Regionalkommission für den
Rest der Amtsperiode ein neues Mitglied auf Vorschlag
der jeweiligen diözesanen Arbeitsgemeinschaft der 
Mitarbeitervertretungen beziehungsweise der Arbeits-
gemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Offizialats-
bezirk Oldenburg.“

13. § 7 Absatz 2 Satz 1 der Wahlordnung Mitarbeiter-
seite erhält folgende neue Fassung:

„1Scheidet ein(e) Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) aus,
welches Mitglied einer Regionalkommission und Mit-
glied der Bundeskommission ist, so wählt die Mitarbei-
terseite der Bundeskommission für den Rest der
Amtsperiode ein neues Mitglied auf Vorschlag der 
jeweiligen diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mitar-
beitervertretungen beziehungsweise der Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen im Offizialatsbezirk
Oldenburg für die jeweilige Regionalkommission und
Bundeskommission nach.“ 
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14. § 7 Absatz 2 der Wahlordnung Mitarbeiterseite erhält
folgende neue Sätze 2 und 3:

„2War ein(e) Vertreter(in) der Mitarbeiter(innen) bereits
Mitglied der Regionalkommission und soll dieses auf
Vorschlag der jeweiligen diözesanen Arbeitsgemein-
schaft der Mitarbeitervertretungen beziehungsweise der
Arbeitsgemeinschaft der Mitarbeitervertretungen im Of-
fizialatsbezirk Oldenburg für das ausgeschiedene Mit-
glied in der Bundeskommission nachrücken, so wählt
die Mitarbeiterseite der Bundeskommission dieses Mit-
glied für den Rest der Amtsperiode nach. 3Auf Vorschlag
der jeweiligen diözesanen Arbeitsgemeinschaft der Mit-
arbeitervertretungen beziehungsweise der Arbeitsge-
meinschaft der Mitarbeitervertretungen im
Offizialatsbezirk Oldenburg wählt die jeweilige Regio-
nalkommission hiernach ein weiteres Mitglied nach,
welches ausschließlich Mitglied in der Regionalkommis-
sion ist.“ Der bisherige Satz 2 in § 7 Absatz 2 der Wahl-
ordnung Mitarbeiterseite wird zu Satz 4. 

15. § 2 Absatz 1 Satz 2 der Wahlordnung der Dienstge-
berseite wird wie folgt neu gefasst:

„2Er wird von der Mitgliederversammlung der Dienstge-
berseite gewählt.“ 

Beschlüsse der 21. Delegiertenversammlung 2021

1. § 12 AK-O erhält folgende neue Fassung:

„§ 12 Arbeitsweise
(1) 1Die Sitzungen der Bundeskommission, der Regio-
nalkommissionen, der Leitungsausschüsse und der Mit-
gliederversammlungen finden bei Bedarf und als
Präsenzsitzungen statt. 2Eine Sitzung hat außerdem
stattzufinden, wenn dies von der Hälfte der Mitglieder
des jeweiligen Gremiums schriftlich und unter Angabe
von Gründen verlangt wird.
(2) 1Die Sitzungen können auch mittels einer Videokon-
ferenz durchgeführt werden. 2Die Teilnehmer einer Vi-
deokonferenz haben dafür Sorge zu tragen, dass Dritte
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können.
3Für Sitzungen der Bundeskommission und der Lei-
tungsausschüsse treffen beide Leitungsausschüsse ge-
meinsam die Entscheidung über die Durchführung einer
Videokonferenz. 4Für Sitzungen der Regionalkommis-
sionen trifft der Vorsitzende im beiderseitigen Einver-
nehmen mit dem stellvertretenden Vorsitzenden die
Entscheidung über die Durchführung einer Videokonfe-
renz. 5Für Sitzungen der Mitgliederversammlungen 
treffen die jeweiligen Leitungsausschüsse diese Ent-
scheidung. 6Widerspricht mindestens ein Viertel der Mit-
glieder der Durchführung der Sitzung mittels einer
Videokonferenz, findet eine Präsenzsitzung statt; der
Widerspruch ist gegenüber der jeweiligen Geschäfts-
stelle in Textform abzugeben. 7Die Beschlussfassung
und die Durchführung von Wahlen durch Abstimmung
in einer Sitzung mittels Videokonferenz sind zulässig.



8Dies gilt auch für den Fall der geheimen Abstimmung,
wenn sichergestellt ist, dass das Abstimmungsgeheim-
nis gewahrt ist. 
(3) Die Einladung mit Bekanntgabe der Tagesordnung
soll für die Sitzungen der Bundes- und der Regional-
kommissionen drei Wochen vor dem Sitzungstermin zu
erfolgen. 
(4) 1Sind Mitglieder verhindert, an einer Sitzung teilzu-
nehmen, so ist die Übertragung des Stimmrechtes auf
ein anderes Mitglied zulässig. 2Ein Mitglied kann zusätz-
lich nicht mehr als ein übertragenes Stimmrecht aus-
üben. 3Die Übertragung des Stimmrechtes ist bei
Sitzungen der Bundeskommission, der Regionalkom-
missionen sowie der Leitungsausschüsse dem/der 
jeweiligen Vorsitzenden in Textform über die Kommissi-
onsgeschäftsstelle, bei Mitgliederversammlungen an
die jeweilige seitige Geschäftsstelle nachzuweisen.
(5) 1Anträge an die jeweiligen Kommissionen können nur
deren Mitglieder stellen. 2Abweichend hiervon werden
Anträge nach § 14 von der (Gesamt-)Mitarbeitervertre-
tung oder dem Dienstgeber oder von beiden gemein-
sam gestellt.
(6) 1Die Sitzungen der Arbeitsrechtlichen Kommission
und ihrer Ausschüsse sind nicht öffentlich. 2Eine Auf-
zeichnung ist unzulässig, es sei denn, alle anwesenden
Mitglieder stimmen dem zu. 3Zu den Sitzungen können
Sachverständige hinzugezogen werden.
(7) Die Bundeskommission, die Regionalkommissionen,
die Leitungsausschüsse sowie die Mitgliederversamm-
lungen geben sich jeweils eine Geschäftsordnung.“

2. In § 18 AK-O wird der folgende neue Absatz 2a ein-
gefügt:

„(2a) 1Anstelle von Präsenzsitzungen können die Sitzun-
gen des Vermittlungsausschusses auch mittels Video-
konferenz durchgeführt werden, wenn jeweils
sichergestellt ist, dass allen Mitgliedern des Vermitt-
lungsausschusses die technischen Mittel für die Teil-
nahme an der Videokonferenz zur Verfügung stehen.
2Die Teilnehmer einer Videokonferenz haben dafür Sorge
zu tragen, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine
Kenntnis nehmen können. 3Eine Aufzeichnung ist unzu-
lässig. 4Über die Durchführung einer Sitzung mittels 
Videokonferenz und die Auswahl der Videokonferenz-
software entscheiden die beiden Vorsitzenden im bei-
derseitigen Einvernehmen.“

3. § 24 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 24 Schlussbestimmungen 
Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2022 in Kraft.“

Die vorgenannten Beschlüsse setze ich hiermit für das
Bistum Aachen in Kraft.

Aachen, 5. Januar 2022
L. S. + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen
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Nr. 14 Beschluss der Regionalkommission
Nordrhein-Westfalen der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen
Caritasverbandes e. V.

Die Regionalkommission Nordrhein-Westfalen der
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes e. V. hat am 5. November 2021 folgenden
Beschluss gefasst:

I. Übernahme der ab dem 1. August 2021 be-
schlossenen mittleren Werte
Der Beschluss der Bundeskommission der Ar-
beitsrechtlichen Kommission vom 7. Oktober
2021 zu den Änderungen in der Anlage 7 zu den
AVR wird hinsichtlich aller dort beschlossenen
mittleren Werte zur Entgelt- und Vergütungs-
höhe mit der Maßgabe übernommen, dass alle
dort beschlossenen mittleren Werte zu densel-
ben Zeitpunkten als neue Entgelt- und Vergü-
tungswerte für den Bereich der Regional-
kommission Nordrhein-Westfalen festgesetzt
werden. Dies schließt die Zeitpunkte, die in der
Übergangsregelung, Teil III des Beschlusses
vom 7. Oktober 2021, beschlossen wurden, ein.

II. Weitergeltung des Abschnittes F der Anlage
7 AVR in der am 31. Juli 2021 geltenden Fas-
sung
Der im Bereich der Regionalkommission Nord-
rhein-Westfalen geltende Abschnitt F in der am
31. Juli 2021 geltenden Fassung der Anlage 7
AVR gilt nach § 5 Satz 3 Abschnittes I des Teils
II (Besonderer Teil) der Anlage 7 AVR in der am
1. August 2021 geltenden Fassung fort und wird
als Abschnitt J dieses Teils II weitergeführt.

III. Inkrafttreten
Dieser Beschluss tritt zum 1. August 2021 in
Kraft.

Den vorgenannten Beschluss setze ich hiermit für das
Bistum Aachen in Kraft.

Aachen, 5. Januar 2022
L. S. + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen
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Präambel:

Das kirchliche Gesetzbuch „Codex Iuris Canonici“ (CIC)
verpflichtet die (Erz-)Bistümer, für eine angemes sene
Vergütung der Priester und für die soziale Fürsor ge bei
Krankheit, Dienstunfähigkeit und im Alter zu sor gen;
dabei sind die Natur der Aufgabe und die Umstän de des
Ortes und der Zeit zu berücksichtigen, damit die Pries-
ter für die Erfordernisse ihres Lebens und auch für eine
angemesse ne Entlohnung derer sorgen können, deren
Dienste sie bedürfen (can. 281 i.V.m. can. 1274 §§ 1 und
2 CIC). Der Codex verpflichtet die Priester, ein einfaches
Leben zu führen und das den angemessenen Lebens-
unterhalt und die Erfüllung der Pflichten ihres geistlichen
Amtes Über steigende für das Wohl der Kirche und für
Werke der Ca ritas zu ver wenden (can. 282 CIC). Um
dies zu ermögli chen, wird diese Priesterbesoldungs-
und -versorgungs ordnung, die den veränderten Bedin-
gungen angepasst ist, für Priester des Bistums Aachen
erlassen.

I. Einleitende Vorschriften

§ 1
Geltungsbereich

1. Diese Ordnung und ihre Anlagen regeln

a) die Besoldung der dem Bistum Aachen inkardi -
nierten und im Dienst des Bistums stehenden Pries-
ter und 

b) die Versorgung der in den Ruhestand versetzten
inkardinierten Priester des Bistums Aachen.

2. Im Bistum Aachen inkardinierten Priestern, die nicht
im Dienst des Bistums Aachen stehen, kann Besol -
dung oder Besoldung und Versorgung gemäß die -
ser Ordnung schriftlich zugesagt werden. 

3. Für inkardinierte Priester des Bistums Aachen, die
nicht nach dieser Ordnung Besoldung oder Versor -
gung erhalten, gilt nur § 31 - Pflichtabgaben - die -
ser Ordnung. 

4. Nicht im Bistum Aachen inkardinierten Priestern, die
im Dienst des Bistums Aachen stehen, kann Besol -
dung oder Besoldung und Versorgung gemäß die -
ser Ordnung schriftlich zugesagt werden.

§ 2
Besoldung

Besoldung im Sinne dieser Ordnung sind diejenigen Be -
züge, die dem Priester zur Deckung eines seiner Stel-
lung angemessenen Unterhalts während der Zeit seines
akti ven Dienstes gezahlt werden. 



§ 3
Versorgung

Versorgung im Sinne dieser Ordnung sind diejenigen
Be züge, die dem Priester nach dem Ausscheiden aus
dem aktiven Dienst gezahlt oder zur Behebung einer
Notlage gewährt werden.

II. Besoldung

§ 4
Besoldung

1. Der Priester erhält Besoldung von dem Tag an, an
dem er in den Dienst des Bistums Aachen über -
nommen wird.

2. Zur Besoldung gehören folgende Bezüge:
a) Grundgehalt – § 5,
b) Bereitstellung einer mietfreien Dienstwohnung –

§ 8,
c) gegebenenfalls Zulagen – § 9.

3. – entfallen –

§ 5
Grundgehalt

1. Die Höhe des Grundgehaltes des Priesters ist in der
Anlage 1 Abschnitt A zu dieser Ordnung geregelt.

2. Das Grundgehalt wird nach Stufen bemessen. Das
Aufsteigen in den Stufen bestimmt sich nach dem
Be soldungsdienstalter. 

3. Das Grundgehalt steigt bis zur fünften Stufe im 
Ab stand von zwei Jahren, bis zur neunten Stu fe im
Ab stand von drei Jahren und darüber hinaus in Ab-
stand von vier Jahren.

4. Der Anspruch auf das Aufsteigen in den Dienst -
altersstufen ruht, solange der Priester des Dienstes
entho ben ist.

§ 6
Höhe des Grundgehaltes in Sonderfällen

1. Bei einem Priester der eine Besoldung, Vergü tung
oder Versorgung aus einer Verwendung im öffentli -
chen Dienst erhält oder Bezieher ei ner Rente ist, er -
folgt eine Anrechnung oder Teilanrechnung dieser
Einkommen auf das Grundgehalt nach § 5. Dabei
dür fen die Ge samtbezüge dieses Priesters die
Dienstbezüg e des höher dotierten Amtes bzw. bei
Bezie hern von Versorgungsbezügen die ruhege-
haltsfähigen Dienstbezüge des höher dotier ten
Amtes aus seiner Verwendung im öffentli chen
Dienst  nicht übersteigen.  
Zulagen nach der Anlage 2 zu dieser Ordnung blei-
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ben unberührt. Bezüge oder Vergütungen aus einem
Ne benamt werden auf die Besol dung angerechnet.
Nä heres regelt die Anlage 8 zu dieser Ordnung.

2. Bei Anrechnung eines Verwendungseinkom mens,
ei ner Versorgung, einer Rente oder ei ner ver -
gleichba ren Leistung auf das Grundge halt darf das
festgesetz te Grundgehalt zusam men mit den Leis-
tungen Dritter das Grundge halt eines nach dieser
Ordnung besolde ten vergleichbaren Priesters nicht
unterschreiten. 

Eine Anrechnung von Leistungen Dritter unterbleibt,
wenn die Beiträge, aus denen die Leistungen fließen,
ausschließlich aus eigenen Mitteln des Priesters er -
bracht wurden. 

§ 7
Besoldungsdienstalter

1. Das Besoldungsdienstalter beginnt, vorbehalt lich
des Absatzes 2, am Ersten des Monats, in dem der
Pries ter das einundzwanzigste Le bensjahr vollendet
hat, sofern die Priesterwei he vor Vollendung des
fünfund dreißigsten Le bensjahres erfolgte.

2. Erfolgte die Priesterweihe nach Vollendung des fünf -
unddreißigsten Lebensjahres, so wird der Beginn
des Besoldungsdienstalters nach Ab satz 1 um Zei-
ten nach Vollendung des fünf unddreißigsten Le-
bensjahres hinausgeschob en, und zwar um die
Hälfte der weiteren Zeit.

3. Die Zeit, um die der Beginn des Besoldungs -
dienstalters nach Absatz 2 hinauszuschieben ist,
wird auf vol le Monate abgerundet.

4. Erfolgt eine Beurlaubung ohne Dienstbezüge, so
wird das Besoldungsdienstalter um die Hälfte der
Zeit der Beurlaubung hinausge schoben. Bei Beur-
laubung im dienstlichen In teresse wird hiervon ab-
gesehen. 

5. Die Berechnung und Festsetzung des Besol -
dungsdienstalters sind dem Priester schriftlich mit-
zuteilen.

§ 8
Dienstwohnung

1. Priester im aktiven Dienst, die einen bischöflichen
Auftrag wahrnehmen und nach der PrBVO regel -
mäßige Bezüge für ihre hauptamtliche seelsorgeri -
sche Tätigkeit im Bistum Aachen erhalten, haben
Anspruch auf die Bereitstellung einer mietfreien
Dienstwohnung. 
Die mietfreie Dienstwohnung ist entweder in einem
kircheneigenen Gebäude zu gewähren oder sonst
an zumieten. Zur Dienstwohnung gehört in der Re -
gel eine Garage oder Carport oder Stellplatz.



Priester im aktiven Dienst sind verpflichtet, die ihnen
zuge wiesene Dienstwohnung zu beziehen
(Dienstwoh nungsverpflichtung).

2. Die Dienstwohnung soll der Amtsstellung des Pries -
ters und den örtlichen Verhältnissen entsprechen.

3. Steht keine Dienstwohnung zur Verfügung oder wird
keine Dienstwohnung zur Verfügung gestellt, weil
eine zur Verfügung stehende nicht geeignet ist, kann
dem Priester eine auf die Dauer seines akti ven
Priesterdienstes befristete Befreiung von der
Dienstwohnungs verpflichtung erteilt und nach Anla -
ge 1 Abschnitt B zur PrBVO eine Wohnungszulage
für die Anmietung einer Wohnung gewährt werden.
Falls dem Priester nach Entscheidung des Ortsordi -
narius gestattet wird, in sein Wohneigentum einzu -
ziehen, entfällt die Zahlung einer Wohnungszulage.

4. Näheres regelt die Dienstwohnungsverordnung in
Anlage 7 zu dieser Ordnung.

§ 9

– entfallen –

§ 10

– entfallen –

§ 11

– entfallen –

§ 12
Erlöschen des Anspruchs auf Besoldung

Der Anspruch auf Besoldung erlischt, wenn der Priester
die ihm übertragenen Dienste ohne Zustimmung des Bi -
schofs beendet oder wenn ihm die Weiterführung seines
Dienstes untersagt ist.

III. Versorgung

§ 13
Arten der Versorgung

Versorgungsbezüge sind:
a) Ruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag – §§ 14-20, 

§ 22,
b) Unfallfürsorge – § 23
c) Krankheitsfürsorge – § 24
d) Sterbemonatsbezüge und Beihilfen im Todes fall

(Sterbegeld) – § 25.

§ 14
Ruhegehalt

1. Der Anspruch auf Ruhegehalt entsteht mit dem Be -
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ginn des Ruhestands, in den Fällen der Verset zung
in den einstweiligen Ruhestand nach Ablauf der
Zeit, für die Dienstbezüge gewährt werden.

2. Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage der ruhe -
gehaltsfähigen Dienstbezüge und der ruhege -
haltsfähigen Dienstzeit berechnet.

§ 15
Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge

1. Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge sind:
a) das Grundgehalt gemäß § 5 Absatz 1, 
b) die Wohnungszulage gemäß Anlage 1 Abschnitt

B zu dieser Ordnung anstelle einer mietfreien
Woh nung, 

c) sonstige Dienstbezüge, die als ruhegehaltsfähig
bezeichnet sind.

Die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge sind mit Aus -
nahme der Wohnungszulage (Anlage 1 Abschnitt B)
mit dem Faktor 0,99349 zu vervielfältigen

Wohnt der Priester im Wohneigentum, entfällt die
Zahlung einer Wohnungszulage. § 8 Absatz 3 Satz
2 gilt entsprechend.

2. Ist der Priester infolge eines Dienstunfalles dienst -
unfähig geworden und in den Ruhestand getreten,
so ist das Endgrundgehalt nach Anlage 1 Abschnitt
A zu dieser Ordnung als Unfallruhegehalt nach Ab -
satz 1 Buchstabe a zugrunde zu legen.

§ 16
Ruhegehaltsfähige Dienstzeit

1. Ruhegehaltsfähige Dienstzeit ist die Zeit, die der
Priester ab dem Tag der Diakonenweihe hauptamt-
lich im kirchlichen, caritativen oder öffentlichen
Dienst zurückgelegt hat.

2. Nicht ruhegehaltsfähig sind Zeiten
a) einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge. Diese

Zeit kann berücksichtigt werden, wenn spä -
testens bei Beendigung der Beurlaubung
schriftlich festgelegt worden ist, dass diese öf -
fentlichen Belangen oder kirchlichen Interes sen
diente.

b) der Suspendierung.

3. Die ruhegehaltsfähige Dienstzeit kann sich um fol -
gende Zeiten erhöhen, die vor dem in Absatz 1 Satz
1 ge nannten Termin liegen:
a) die Mindestzeit der außer der allgemeinen

Schul bildung vorgeschriebenen Ausbildung
einschließ lich der Zeit als Seminarist,

b) die Zeit des nicht berufsmäßigen Wehrdiens tes
und vergleichbare Zeiten.

4. Andere Zeiten, die vor dem in Absatz 1 Satz 1 ge -



nannten Termin liegen, können ganz oder teilwei se
durch besondere Entscheidung des Generalvi kars
als ruhegehaltsfähig anerkannt werden.

§ 17
Höhe des Ruhegehaltes

1. Das Ruhegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehalts -
fähiger Dienstzeit 1,79375 vom Hundert der ruhe -
gehaltsfähigen Dienstbezüge, insgesamt jedoch
höchs tens 71,75 vom Hundert. Der Ruhegehalts -
satz ist auf zwei Dezimalstellen auszurechnen. Da -
bei ist die zwei te Stelle um eins zu erhöhen, wenn
in der dritten Stel le eine der Ziffern fünf bis neun ver-
bleiben würde.
Zur Ermittlung der gesamten ruhegehaltsfähigen
Dienstjahre sind eventuell anfallende Tage unter Be -
nutzung des Nenners dreihundertfünfundsechzig
um zurechnen; die Sätze 2 und 3 gelten entspre -
chend.

2. Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 vom Hun -
dert für jedes Jahr, um das der Priester vor Ablauf
des Mo nats, in dem er das 67. Lebensjahr vollen -
det, in den Ruhestand versetzt wird. Die Minderung
des Ruhege haltes darf 14,4 vom Hundert nicht
übersteigen. Ab satz 1 Satz 2 und 3 gilt entspre -
chend.

3. Das Ruhegehalt beträgt mindestens 35 vom Hun -
dert der ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge.

4. Bei einem in den einstweiligen Ruhestand versetz -
ten Priester beträgt das Ruhegehalt mindestens für
die Dauer von sechs Monaten, längstens für die
Dauer von drei Jahren, 71,75 vom Hundert der ru -
hegehaltsfähigen Dienstbezüge.

5. Rückwirkend ab 1. April 2004 wird ein Beitrag zur
gesetzlichen Pflegeversicherung erhoben. Dieser
bemisst sich von den jeweiligen Versor -
gungsbezügen bis zur Beitragsbemessungsgrenze
der gesetzlichen Pflegeversicherung mit dem halb -
en Beitragssatz der gesetzlichen Pflegeversiche -
rung.

§ 18
Höhe des Ruhegehaltes in Sonderfällen

1. Versorgungsberechtigte Priester, die aus einer wei -
teren Verwendung im kirchlichen Dienst oder einer
sonstigen Tätigkeit
a) ein Einkommen beziehen oder
b) ein Ruhegehalt oder eine ähnliche Leistung

erhal ten oder
c) eine Rente beziehen, die nicht aufgrund allei -

niger eigener Beitragsleistung gewährt wird, er-
halten daneben das Ruhegehalt nach dieser
Ord nung nur bis zum Erreichen der in Absatz 2
bezeich neten Höchstgrenze.
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2. Als Höchstgrenze gelten für Priester im Ruhestand
a) beim Zusammentreffen von Ruhegehalt mit Ver -

wendungseinkommen: 
die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge aus der
End stufe der Besoldungsgruppe, aus der sich
das Ru hegehalt berechnet. Bei der Ruhens -
berechnung bleiben Unfallausgleich und Auf-
wandsentschädigungen außer Betracht.

b) beim Zusammentreffen von Ruhegehalt mit Ver -
sorgungsbezügen:
das Ruhegehalt, das sich unter Zugrundele gung
der gesamten ruhegehaltsfähigen Dienstzeit
und der ruhegehaltsfähigen Dienst bezüge aus
der End stufe seiner Besoldungs gruppe ergibt.

c) beim Zusammentreffen von Versorgungsbezü -
gen mit Renten oder sonstigen wiederkehren -
den Leis tungen:

d) der Betrag, der sich ergeben würde, wenn der
Be rechnung zugrundegelegt würden:

– bei den ruhegehaltsfähigen Dienstbezügen die
Endstufe der Besoldungsgruppe, aus der sich
das Ruhegehalt berechnet, und

– als ruhegehaltsfähige Dienstzeit die Zeit vom
vollendeten siebzehnten Lebensjahr bis zum
Eintritt des Versorgungsfalls, abzüglich der Zei -
ten nach § 16 Absatz 2, zuzüglich der Zu -
rechnungszeiten.

§ 19
Ruhen und Erlöschen des Anspruchs auf 

Ruhege halt

1. a) Der Anspruch auf Ruhegehalt ruht, wenn der Be -
zieher von Ruhegehalt erneut in den aktiven Dienst
berufen wird.
b) Lehnt er diese Berufung in den aktiven Dienst
ohne gerechtfertigten Grund ab, so verliert er für
diese Zeit seine Versorgungsbezüge.

2. Der Anspruch auf Ruhegehalt erlischt, wenn Um -
stände eintreten, die gemäß § 12 zum Erlöschen
des An spruchs auf Besoldung führen würden.

§ 20
Höhe der Versorgung in besonderen Fällen

Der Berechnung der Versorgungsbezüge dürfen nur die
nach dieser Ordnung zulässigen ruhegehaltsfähi gen
Dienstbezüge gemäß § 15 – höchstens jedoch die eines
Pfarrers –  zugrundegelegt werden.

§ 21

– entfallen –

§ 22
Unterhaltsbeitrag

In den Fällen der §§ 12 und 19 (Ruhen und Erlöschen
des Anspruchs auf Besoldung oder Ruhegehalt) kann
der Bi schof zum Unterhalt eines dienstfähigen, jedoch



nicht im Dienst verwendeten und nicht in den Ruhe -
stand versetz ten Priesters einen Unterhaltsbeitrag ge -
währen.

§ 23
Unfallfürsorge

1. Wird ein Priester, der Besoldung oder Versorgung
nach dieser Ordnung bezieht, durch einen Dienst-
unfall verletzt, so wir ihm Unfallfürsorge ge währt.
Priester, die nicht die Versorgungszusage nach die -
ser Ordnung haben, unterliegen im Falle eines
Dienstunfalles den Bestimmungen der gesetzlichen
Unfallversicherung (zuständige Berufsgenossen -
schaft).

2. Die Unfallfürsorge umfasst:
a) Erstattung von Sachschäden und besonderen

Aufwendungen,
b) Heilverfahren,
c) Unfallausgleich
d) Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag.

3. Auf die Unfallfürsorge findet Abschnitt V des Geset -
zes über die Versorgung der Beamten und Richter
in Bund und Ländern, ausgenommen die §§ 30, 39
bis ein schließlich 43, in der jeweils geltenden Fas -
sung ent sprechende Anwendung.

4. Ein Dienstunfall ist dem VRK – Versicherer im Raum
der Kirchen – Doktorweg 2–4, 32752 Detmold, dem
Besoldungsträger und dem Generalvikar un ver -
züglich zu melden.

§ 24
Krankheitsfürsorge

Priester, die Besoldung oder Versorgung beziehen, er -
halten in Krankheitsfällen Beihilfen nach Maßgabe der
Beihil feordnung für Priester des Bistums Aachen in der
jeweils geltenden Fassung.

§ 25
Sterbemonats-Bezüge und Beihilfen nach dem 

Tod des Beihilfeberechtigten

1. Den Erben oder sonstigen Anspruchsberechtigten
des verstorbenen Priesters verbleiben für den Ster -
bemonat die Bezüge des Verstorbenen. Dies gilt
auch für eine für den Sterbemonat gewährte Auf -
wandsentschädigung.

2. Es besteht ein Anspruch auf Beihilfe für Aufwendun -
gen, die bis zum Tode des Beihilfeberechtigten ent -
standen sind. Näheres regelt die Beihilfeordnung für
Priester des Bistums Aachen in der jeweils gel -
tenden Fassung. 
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§ 26
Anwendung des Beamtenversorgungsgesetzes

Im übrigen gelten die Bestimmungen des Beamtenver -
sorgungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesbeamtenversorgungsgesetz – LBeamtVG NRW)
in der jeweils geltenden Fassung entsprechend, soweit
sie auf die Priester anwendbar sind.

IV. Gemeinsame Vorschriften

§ 27
Zahlungsweise

1. Die Besoldungsbezüge, Ruhegehälter oder Unter -
haltsbeiträge werden monatlich im voraus bargeld -
los gezahlt.

2. Die Abtretung oder Verpfändung der Besoldungs-
oder Versorgungsbezüge oder eines Teils dieser Be-
züge oder die Übernahme von Bürgschaften bedarf
der Zustimmung des Generalvikars.

§ 28
Überzahlungen

1. Zuviel gezahlte Besoldungs- oder Versorgungsbe -
züge sind zurückzuzahlen. Die Vorschriften des
Bürgerli chen Gesetzbuches über die ungerechtfer -
tigte Berei cherung kommen nicht zur Anwendung.

2. Ausnahmsweise kann in Härtefällen von der Rück -
forderung ganz oder teilweise abgesehen werden.

§ 29
Forderungsübergang

1. Wird ein Priester körperlich verletzt oder getötet, so
geht ein gesetzlicher Schadensersatzanspruch, der
ihm oder seinen Erben infolge einer Körper -
verletzung oder der Tötung gegen einen Dritten zu-
steht, insoweit auf das Bistum Aachen über, als
dieses während einer auf Körperverletzung beru -
henden Aufhebung der Dienstfähigkeit oder infol ge
der Körperverletzung oder Tötung zur Gewäh rung
von Leistungen verpflichtet ist.

2. Der Übergang des Anspruchs kann nicht zum Nach-
teil des Priesters oder der Erben geltend ge macht
wer den; dies gilt auch, wenn der Schädiger nur für
einen Teil des Schadens ersatzpflichtig ist.

§ 30
Meldepflichten, Empfangsbevollmächtigter

1. Jeder Priester, der Besoldungs- oder Versor -
gungsbezüge gemäß dieser Ordnung erhält, ist ver-
pflichtet, dem Bistum Aachen unverzüg lich unter
Nennung der gewährenden Stelle den Bezug eines



Einkommens oder einer Ver sorgung aus einer Ver-
wendung im kirchlichen oder sonstigen Dienst, einer
Rente oder ver gleichbaren Leistung der Art und
Höhe nach anzu zeigen.

2. Kommt ein Priester den in Absatz 1 genannten Ver -
pflichtungen schuldhaft nicht nach, so kann ihm die
Besoldung oder Versorgung ganz oder teilweise auf
Zeit oder auf Dauer entzogen werden.

3. Hat ein Priester im Ruhestand seinen Wohnsitz oder
dauernden Aufenthalt außerhalb der Bundesrepu-
blik Deutschland, so kann das Bistum Aachen die
Bestel lung eines Emp fangsbevollmächtigten in der
Bundes republik Deutschland verlangen.

V. Pflichtabgaben

§ 31
Pflichtabgaben

1. Der Bischof von Aachen kann Abgaben festset zen,
um die die Bezüge der Priester gekürzt werden.

2. Die Höhe der Abgaben gemäß Absatz 1 ist in der
An lage 5 zu dieser Ordnung festgesetzt.

VI. Deckung des Besoldungs- und Versorgungsbe-
darfs

§ 32
Bereitstellung der Mittel / Versorgungszuschlag

1. Für die Bereitstellung der Mittel für die Besoldung
(mit Ausnahme der Dienstwohnung) und Versor gung
der Priester sorgt das Bistum Aachen bei der Auf-
stellung des Haushaltsplans.

2. Die Vermögenserträge des Pfarrfonds sind in den
Haushaltsplan des Pfarrfonds einzustellen. Dies gilt
auch, wenn die Auszahlung der Bezüge von einer
zentralen Stelle aus erfolgt.

3. Steht einem Priester, der in anderen (Erz-) Bistü -
mern, bei Ordensgemeinschaften oder ähnlichen
Gemeinschaften, in Werken der Caritas, der Missi -
on oder anderen kirchlichen Werken oder Einrich -
tungen im Dienst steht oder im öffentliche Dienst
oder in anderen Werken oder Einrichtungen im In -
teresse des Bistums Aachen tätig ist, Ruhegehalt
nach dieser Ordnung zu, kann das Bistum Aachen
mit dem Rechtsträger der Einrichtung, in deren
Dienst der Priester steht, die Zahlung eines Versor -
gungszuschlages zur Deckung der Versorgungs last
vereinbaren.

a) Der Versorgungszuschlag nach Absatz 1 be steht
in einem Vomhundertsatz der ruhegehalts fähigen
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Dienstbezüge. Die Höhe wird in der An lage 6 zu die-
ser Ordnung festgesetzt.

b) In der Vereinbarung nach Satz 1 ist u.a. festzu -
legen,

– dass die Zurruhesetzung des Priesters der
Zu stimmung des Bischofs von Aachen be-
darf,

– dass die Beteiligten sich der Entscheidung
des Generalvikars hinsichtlich der Ru hens -
berech nung nach den §§ 18 und 19 unter-
werfen.

4. Besteht ein Anspruch auf Erstattung anteiliger Ver -
sorgungslasten nach öffentlich-rechtlichen Vor -
schriften, so gehen diese Regelungen dem Absatz
3 vor.

§ 33
Bereitstellung der Dienstwohnung

Das Bistum Aachen, die Kirchengemeinden und die an -
deren Körperschaften bzw. Einrichtungen sind nach § 8
verpflichtet den Priestern aufgrund ihrer seelsorgli chen
Beauftragung eine Dienstwohnung zur Verfügung zu
stellen. Näheres regelt die Anlage 7 – Dienst woh nungs -
v erordnung des Bistums Aachen – in der jeweils gelten -
den Fassung.

§ 34
Verpflichtungen Dritter

Die auf besonderen Rechtstiteln oder öffentlichem
Recht beruhenden Verpflichtungen Dritter gegenüber
den Pfarrstellen und sonstigen Stellen bleiben unbe -
rührt. 

§ 35
Träger der Bezüge und Leistungen

1. Unabhängig davon, ob durch bischöfliche An -
ordnung die Bereitstellung der Mittel und die
Auszah lung der Bezüge sowie Leistungen von zen-
traler Stelle aus erfolgen, sind von der Kir -
chengemeinde mit subsidiärer Beteiligung durch
das Bistum zu tra gen:
a) die Besoldung des mit der Seelsorge beauf -

tragten Priesters,
b) die Unfall- und Krankheitsfürsorgeleistungen für

den im Amt befindlichen Priester,
c) die Sterbemonats-Bezüge und Beihilfen im To -

desfall (Sterbegeld) für den im Amt verstorbe -
nen Priester,

d) die Versorgungszuschläge zur „Ruhegehalts -
kasse des Bistums Aachen“, sofern die Erhe -
bung dieser Beiträge angeordnet ist.

2. Für den Priester mit Versorgungsbezug sind vom
Bistum Aachen zu tragen:
das Ruhegehalt oder der Unterhaltsbeitrag, 



die Unfall- und Krankheitsfürsorgeleistungen,
Sterbemonats-Bezüge und Beihilfen im To desfall
(Sterbegeld).

VII. Übergangsvorschriften

§ 36
Besoldungsdienstalter für die bereits 
am 30. April 1994 besoldeten Priester

Für die am 30. April 1994 besoldeten Priester, bleibt es
bei der Festsetzung des Besoldungsdienstalters ent -
sprechend der bis zum 30. April 1994 geltenden Pfarr-
bzw. Geistlichenbesoldungsordnung.

§ 37
Anwendung des neuen Rechts für die am 30. April

1994 vorhandenen Priester im Ruhestand

Die Rechtsverhältnisse der am 30. April 1994 vorhan -
denen Priester im Ruhestand regeln sich nach der bis
zum 30. April 1994 geltenden Pfarr- bzw. Geistlichen -
besoldungsordnung mit folgenden Maßgaben:

§ 18 „Höhe des Ruhegehaltes in Sonderfällen“ und § 19
„Ruhen und Erlöschen des Anspruchs auf Ruhege halt“
finden Anwendung.

§ 38
Ruhegehaltssatz für die am 30. April 1994
vorhandenen Priester im aktiven Dienst 

1. Hat das Dienstverhältnis, aus dem der Priester in
den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorange -
gangenes anderes öffentlich-rechtliches Dienstver -
hältnis bereits am 30. April 1994 bestanden, bleibt
der zu diesem Zeitpunkt erreichte Ruhegehaltssatz
gewahrt. Dabei richtet sich die Berechnung der ru -
hegehaltsfähigen Dienstzeiten und des Ruhege -
haltssatzes nach der bis zum 30. April 1994
gelten den Pfarr- bzw. Geistlichen besol dungs -
ordnung. Der sich daraus ergebende Ru he ge -
haltssatz steigt mit jedem Jahr, das vom 1. Mai 1994
an als ruhege haltsfähiges Dienstjahr zurückge legt
wurde, um eins vom Hundert bis zum Höchstsatz
von fünfund siebzig vom Hundert. Dabei bleiben 
Zeiten bis zur Vollendung einer 10jährigen
ruhegehaltsfähi gen Dienstzeit außer Betracht.

2. Hat das Dienstverhältnis, aus dem der Priester in
den Ruhestand tritt, oder ein unmittelbar vorange -
gangenes anderes öffentlich-rechtliches Dienstver -
hältnis bereits am 30. April 1994 bestanden und ist
der Priester vor dem 1. Januar 2002 in den Ruhe -
stand versetzt wor den, so richtet sich die Berech -
nung der ruhegehaltsfä higen Dienstzeiten und des
Ruhegehaltssatzes nach der bis zum 30. April 1994
geltenden Pfarr- bzw. Geistlichenbesoldungsord -
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nung.

3. Der sich nach Absatz 1 oder 2 ergebende Ruhege -
haltssatz wird der Berechnung des Ruhegehaltes
zu grundegelegt, wenn er höher ist als der Ruhege -
haltssatz, der sich nach § 17, in der bis zum 30. April
1994 geltenden Fassung für die ruhegehalts fähige
Dienst zeit ergibt. Der Ruhegehaltssatz darf denjeni-
gen, der sich nach der bis zum 30. April 1994 gel-
tenden Pfarr- bzw. Geistlichenbesoldungs ordnung
ergäbe, nicht überschreiten.

§ 39

- entfallen - 

VIII. Schlussbestimmungen

§ 40
Inkrafttreten

Diese Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung
tritt zum 1. Februar 2022 in Kraft. Zum selben Zeitpunkt
treten alle bisher geltenden Vorschriften besoldungs-
und versor gungsrechtlicher Art außer Kraft.

Aachen,  1. Januar 2022
L.S + Dr. Helmut Dieser

Bischof von Aachen



Anlage 1
zur Priesterbesoldungs- und 
-versorgungsordnung des Bistums Aachen

A. Grundgehaltssätze

Das Grundgehalt gemäß § 5 der Priesterbesoldungs-
und -versorgungsordnung bestimmt sich nach der Be -
soldungsgruppe

P 1 für Pfarrer mit eigenem Haushalt,
P 2 für Kapläne mit eigenem Haushalt.

Ein Priester, dem freie Unterkunft und Verpflegung ge -
währt wird, gilt als „Pfarrer / Kaplan ohne eigenen Haus -
halt“ im Sinne dieser Anlage; er erhält als Grund gehalt
80 v. H. des Grundgehaltssatzes eines „Pfar rers /
Kaplans mit eigenem Haushalt“.

Die Grundgehaltssätze sind in den nachstehenden Ta -
bellen ausgewiesen:

Gültig ab 1. Januar 2021

Priester, die das 75. Lebensjahr vollendet haben und
noch im aktiven Dienst stehen, erhalten

a) Bezüge in Höhe der erreichten Versorgungsbe -
züge ohne Wohnungszulage,

b) die Bereitstellung einer mietfreien Dienstwoh -
nung,

c) eine Vergütung in Anlehnung an die Einstufung

Kirchlicher Anzeiger für die Diözese Aachen, Nr. 2, 1. Februar 2022

51

für Subsidiaritätsdienste.

B. Wohnungszulage

Die Wohnungszulage gemäß § 8 Absatz 3 bzw. § 15
Absatz 1 Buchstabe b der Priesterbesoldungs- und
-versorgungsordnung beträgt 

ab dem 1. Januar 2021

– bei Pfarrern monatlich 883,71 €,
– bei Kaplänen monatlich 743,13 €

C. Schlussbestimmungen

Im Übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versor -
gungsordnung des Bistums Aachen in ihrer jeweiligen
Fassung.

Aachen, 1. Januar 2022
L.S + Dr. Helmut Dieser 

Bischof von Aachen

Anlage 2
zur Priesterbesoldungs- und 
-versorgungsordnung des Bistums Aachen

– e n t f a l l e n   –

Aachen, 5. Oktober 2005
L.S Heiner Schmitz

(Stellv. Generalvikar)

Anlage 3
zur Priesterbesoldungs- und 
-versorgungsordnung des Bistums Aachen

Eingruppierung der Priester,
die nicht in der Pfarrseelsorge tätig sind.

Priester, die im Dienst des Bistums Aachen stehen, aber
nicht in der Pfarrseelsorge tätig sind, erhalten Besol-
dung  und Versorgung nach Maßgabe dieser Anlage.

A. Pfarrerbesoldung

In die Besoldungsgruppe  P 1 werden eingruppiert:
– Direktor und Stellvertreter des Studienhauses in

Bonn
– Regens des Priesterseminars
– Spiritual am Studienhaus in Bonn und Spiritual des

Pries terseminars
– Leiter von kirchlichen Bildungseinrichtungen und

des Ex erzitienwesens
– Präsides von Diözesanverbänden
– Priester im Bischöflichen Generalvikariat und beim

Dienst-
altersstufe

Besoldungs-
gruppe P 1
Pfarrer m. 
Haushalt

Besoldungs-
gruppe P 2
Kaplan m.
Haushalt

Monatsbeträge in €

1 0,00 2.960,67

2 0,00 3.431,00

3 0,00 3.431,00

4 0,00 3.431,00

5 3.593,93 3.431,00

6 3.819,27 3.607,80

7 4.048,09 3.782,31

8 4.196,00 3.897,87

9 4.347,38 4.012,26

10 4.499,93 4.132,45

11 4.650,15 4.248,00

12 4.801,55 4.364,72



Diözesancaritasverband
– Priester in kategorialen Diensten (z.B. Krankenhaus -

seelsorger, Polizeiseelsorger, Strafanstaltsseelsor-
ger, Stu dentenseelsorger, Ausländerseelsorger)

– Priester mit besonderem Auftrag, denen der Titel
„Pfar rer“ verliehen wird. 

B. Kaplansbesoldung

In die Besoldungsgruppe  P 2 werden eingruppiert:
Alle in Anlage 3 Buchstabe A in den dort genannten
Funk tionen tätigen Priester, die nicht oder noch nicht
das Pfarr examen abgelegt haben.

C. Schlussbestimmungen

Im übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versor -
gungsordnung des Bistums Aachen in ihrer jeweiligen
Fassung.

D. Inkrafttreten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1994 in Kraft.

Aachen, 29. April 1994 Prälat Karlheinz Collas
Ständiger Vertreter des 
Diözesanadministrator

Anlage 4
zur Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung
des Bistums Aachen

A. Erstattungsregelung
bei Gewährung der freien Station

1. Priester ohne eigenen Haushalt erhalten als Grund -
gehalt 80 v. H. des Grundgehaltes eines Pfarrers
bzw. Kaplans.

2. Daneben erhalten Sie freie Unterkunft und Verpfle -
gung („freie Station“).

3. Zur Abgeltung der Aufwendungen für die freie
Unter kunft und Verpflegung erhält die Stelle, die die
freie Station zur Verfügung stellt, einen monatlichen
Be trag in Höhe des Differenzbetrages zwischen 80
v. H. (nach Ziffer 1) und dem vollen Grundgehalt
eines Pfarrers bzw. Kaplans.

4. Bei Nichtinanspruchnahme der Verpflegung an
mehr als 3 Tagen (z.B. Urlaub, Krankenhausaufent-
halt) ist der Verpflegungsanteil – ausgehend vom
steuerli chen Wert des Sachbezugs (Sätze siehe je-
weils Ver öffentlichung im KA) – durch die Einrich-
tung an den Priester auszuzahlen.
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B. Schlussbestimmungen

Im übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versor -
gungsordnung des Bistums Aachen in ihrer jeweili-
gen Fassung.

C. Inkrafttreten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1994 in Kraft.

Aachen, 29. April 1994 Prälat Karlheinz Collas
Ständiger Vertreter des 
Diözesanadministrator

Anlage 5
zur Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung
des Bistums Aachen

A. Pflichtabgaben

1. Der Bischof von Aachen kann gemäß § 31 Abs. 2
der PrBVO Pflichtabgaben festsetzen.

2. Die Pflichtbeiträge zur Ruhegehaltskasse betra gen
1,5 v.H. des Grundgehaltes nach § 5 in Verbindung
mit § 4 der Priesterbesoldungs- und -versorgungs-
ordnung. Ab dem 1. April 2014 wird auf die Erhe-
bung der Pflichtbei träge zur Ruhegehaltskasse
unter dem Vorbehalt des Widerrufes verzichtet. 

3. Auf die Erhebung der Pflichtbeiträge zum Zu satz -
versorgungswerk der Haushälterinnen von Priestern
des Bistums Aachen wird unter dem Vor behalt des
Wider rufs seit dem 1. Ja nuar 1993 verzichtet. Die
Versor gungsleistung an die Haushälterinnen wird
seit diesem Zeit punkt ausschließlich aus Haushalts-
mitteln des Bis tums aufgebracht.

4. Die Pflichtbeiträge zum Diaspora-Priesterhilfs werk
be tragen
– 1,0 v.H. des Grundgehaltes bei Geistlichen, die

Bezüge für aktive Tätigkeit erhalten,
– 1,0 v.H. des Ruhegehaltes ohne Wohnungszu -

lage bei Geistlichen, die Versorgungsbezüge er-
halten.

B. Schlussbestimmungen

Im übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versor -
gungsordnung des Bistums Aachen in ihrer jeweiligen
Fassung.

C. Inkrafttreten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2003
in Kraft. Zum selben Zeitpunkt tritt die Anlage 5 zur



Priester besoldungs- und -versorgungsordnung (PrBVO)
vom 29. April 1994 (Kirchlicher Anzeiger vom 15. Mai
1994, Nr. 85) außer Kraft.

Aachen, 20. November 2003
L.S + Heinrich Mussinghoff

Anlage 6
zur Priesterbesoldungs- und 
-versorgungsordnung des Bistums Aachen

– Stellenbeitrag/Versorgungszuschlag –

A. Einleitende Vorschriften

Gemäß § 32 Absatz 3 der Priesterbesoldungs- und -ver-
sorgungsordnung kann einem Priester, dem Ruhege halt
nach dieser Ordnung zusteht und der dauernd oder
zeitweise für einen anderen Dienstgeber unter Fortfall
der Leistungen des Bistums Aachen freigestellt oder be -
urlaubt ist, die Anwartschaft auf Versorgung weiter
einge räumt werden, wenn mit dem Rechtsträger der
Einrich tung, in deren Dienst der Priester steht, die Zah-
lung ei nes Betrages (Versorgungszuschlag) zur De-
ckung der Versor gungslast vereinbart wird.

B. Höhe des Stellenbeitrages/Versorgungszuschlages

Der Stellenbeitrag/Versorgungszuschlag nach § 32 Ab -
satz 3 a) der Priesterbesoldungs- und -versorgungsord-
nung wird auf

a) 18,20 vom Hundert für die Priester, die für den
nicht beamteten öffentlichen Schuldienst frei -
gestellt sind und auf

b) 30,00 vom Hundert für alle anderen freigestell -
ten Priester

festgesetzt.

C. Bemessungsgrundlage

Bemessungsgrundlage für die Errechnung des Stellen -
beitrages/Versorgungszuschlages nach Abschnitt B.
Buch stabe a) ist die Bruttovergütung, die der Priester
tat sächlich erhält (Grundvergütung, Ortszuschlag, Zu-
lagen, die jährliche Sonderzuwendung und sonstige
Gehaltsbe standteile, die bei Versicherungspflicht zur
gesetzlichen Rentenversicherung beitragspflichtig
wären).

Bemessungsgrundlage für die Errechnung des Stellen -
beitrages/Versorgungszuschlages nach Abschnitt B.
Buch stabe b) sind die ohne die Freistellung monatlich
zuste henden ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge (Grund -
vergütung, Wohnungszulage oder Ortszuschlag Stufe 2,
ruhe gehaltsfähige Zulagen und die jährliche Sonderzu -
wendung).
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D. Abrechnungszeitraum/Zahlungsweise

a) Abrechnungszeitraum ist das Kalenderjahr. Auf
den zu zahlenden Stellenbeitrag/Versorgungs -
zuschlag sind monatliche Abschlagszahlun gen
zum jeweiligen Gehaltsabrechnungszeitp unkt
vom Rechtsträger der Ein richtung, in de ren
Dienst der Priester steht, oder sei ner ge -
haltszahlenden Stelle zu entrichten.

b) Im Falle eines Personalkostenerstattungsverfah -
ren kann die monatliche, vierteljährliche oder
jährliche Zah lungsweise vereinbart werden.

E. Stellenbeitrag in Sonderfällen

Das Bischöfliche Generalvikariat wird ermächtigt, in
Son derfällen auf die Erhebung der Stellenbeitrages/
Ver sorgungszuschlages zu verzichten, und/oder den
Vom hundertsatz nach Nr. B. b) bzw. die Bemes -
sungsgrund lage nach Absatz C. in anderer Höhe bzw.
anteilig oder pro zentual festzusetzen.

F. Schlussbestimmungen

Im übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versor -
gungsordnung des Bistums Aachen in ihrer jeweiligen
Fassung.

G. Inkrafttreten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 2003
in Kraft. Zum selben Zeitpunkt tritt die Anlage 6 zur
Priester besoldungs- und -versorgungsordnung (PrBVO)
vom 14. Januar 2002 (Kirchlicher Anzeiger vom 1. Fe -
bruar 2002, Nr. 28) außer Kraft.

Der Versorgungszuschlag gemäß Abschnitt B Buch-
stabe a) tritt zum 1. Januar 2003 in Kraft

Aachen,  20. November 2003
L.S + Heinrich Mussinghoff

Bischof von Aachen

Anlage 7
zur Priesterbesoldungs- und -versorgungsordnung
des Bistums Aachen

Dienstwohnungsverordnung

In Ausführung von § 8 Abs. 4 und § 33 der PrBVO wird
Folgendes bestimmt:

1 Wohnort

1.1 Im Rahmen der Gespräche über einen vorgese-
henen priesterlichen Einsatz ist die Frage der Verortung



und Wohnungsnahme des Priesters – in der Regel mög-
lichst in Nähe seiner regelmäßigen Dienststätte – im
Hinblick auf pastorale Erfordernisse und Berücksichti-
gung persönlicher Bedürfnisse mit ihm zu besprechen
und festzulegen

1.2 Für Mitglieder des Domkapitels gelten hinsicht-
lich  der Residenzpflicht und Dienstwohnung die ent-
sprechenden Regelungen der Statuten des Domkapitels
Aachen in ihrer jeweils gültigen Fassung. Diese lauten
derzeit:

Der Dompropst, die residierenden Domkapitulare und
die Domvikare sind zur Residenz verpflichtet, sofern sie
nicht durch den Dienst und Auftrag gemäß Art. 10 ent-
schuldigt sind (vgl. Art. 4 Absatz 2 der Statuten des
Domkapitels).

Die zur Residenz verpflichteten Mitglieder sollen eine
Dienstwohnung in den Wohnungen des Domkapitels
nehmen (vgl. Art. 4 Absatz 5 der Statuten des Domka-
pitels)

Die residierenden Domkapitulare sollen eine Dienstwoh-
nung in den Wohnungen des Domkapitels nehmen (vgl.
Art 4 Absatz 5 der Statuten des Domkapitels).

Im Fall der Emeritierung behalten der Dompropst und
die residierenden Domkapitulare den Anspruch auf eine
mietfreie Dienstwohnung (vgl. Art 7 Absatz 2 der Statu-
ten des Domkapitels).

2 Befreiung von der Dienstwohnungsverpflich-
tung/Wohnungszulage

2.1 Eine schriftliche Mitteilung an den Priester über
die Befreiung von der Dienstwohnungsverpflichtung er-
folgt durch das Bischöfliche Generalvikariat, Hauptab-
teilung Personal, Abteilung 2.2 Personalverwaltung (im
Nachfolgenden Abteilung 2.2. genannt). Ebenso wird
dem Priester, nach Prüfung durch die Abteilung 2.2, von
dort ein Bescheid über die Gewährung einer Wohnungs-
zulage erteilt.

2.2 Bedingung für die Zahlung der Wohnungszula -
ge ist die Vorlage des Mietvertrages in Kopie, die zu den
Akten zu nehmen ist.

2.3 Die Zahlung der vorgesehenen Wohnungszula -
ge soll den Priester in die Lage versetzen, selbst eine
Wohnung anzumieten.

2.4 Die durch die eigenständige Anmietung mögli -
cherweise anfallenden zusätzlichen Kosten, wie 
bei spielsweise Maklergebühren, Kautionen, vertrags -
gemä ßes Renovieren oder Schönheitsreparaturen oder
Mehrkosten aufgrund höherer Mieten, gehen zu Lasten
des Priesters und werden nicht durch das Bis tum er-
stattet.
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2.5  Die Wohnungszulage dient weder dem Er werb,
der Finanzierung oder dem Unterhalt von Wohneigen-
tum noch dem Erhalt oder der Wertsteigerung persön-
lichen Eigentums (z.B. durch Deckung der Kosten für
Hausgeld, Grundsteuer, Betriebskosten, Versicherun-
gen, Rücklagen usw.).

2.6 Bei Umzug in sein Wohneigentum hat der Pries-
ter eine Meldebescheinigung einzureichen, die zu den
Akten zu nehmen ist. Die Woh nungszulage wird dann
nicht mehr gezahlt.

2.7 Wurde einem Priester bereits vor dem 1. Feb-
ruar 2022 eine Wohnungszulage bei selbst genutztem
Wohneigentum im Sinne des § 8 Absatz 3 bzw. § 15 Ab-
satz 1 gezahlt, so erhält er diese im Rahmen der Besitz-
standswahrung weiterhin.

3  Dienstwohnung

3.1 Eine Dienstwohnung ist eine Wohnung im Ei -
gentum einer kirchlichen Körperschaft, die dem Priester
im Zusammenhang mit einer bischöfli chen Beauftra-
gung, vorzugsweise in der Nähe seiner Dienststätte, 
widerruflich unter ausdrück licher Bezeichnung als
Dienstwohnung – ohne Ab schluss eines Mietvertrags –
aus dienstlichen Gründen nach Maßgabe dieser Ord-
nung zugewiesen wird. Der jeweilige Eigentümer ist
Dienstwohnungsgeber.

3.2 Die Anmietung einer Wohnung auf dem freien
Wohnungsmarkt durch eine Kirchengemeinde ist nicht
vorgesehen. 

3.3 Eine Untervermietung der Dienstwohnung ist
nicht zulässig.

3.4 Soweit Außenanlagen der Dienstwohnung klar
zuzuordnen und nur über die Dienstwohnung erreichbar
sind, sind diese Flächen durch den Dienstwohnungs-
nehmer auf seine Kosten zu pflegen. Als zumutbare Flä-
che gilt eine Fläche von bis zu 800 qm.

4 Dienstwohnungsstandard

4.1 Die Dienstwohnung ist eine durch eine eigene
Eingangstür abgeschlossene Einheit. Auf eine klare
räumliche Trennung zwischen Amts- und Privatbereich
des Priesters ist zu achten.

4.2 Die Dienstwohnung wird renoviert und unmö -
bliert zugewiesen.

4.3 Die Ausstattung bei Einzug sollte der Standard -
ausstattung einer zeitgemäßen Mietwohnung entspre-
chen: Raufaser weiß, Fliesen, ggf. Par kett/Laminat,
PVC- oder Teppichboden, TV-/Telekom munikations-
/Internetanschluss.

4.4 Vom Standard abweichende Wünsche des



Dienstwohnungsnehmers sind von ihm selbst zu fi -
nanzieren. Auf Verlangen des Dienstwohnungsgebers
sind Veränderungen bei Räumung auf Kosten des
Dienstwohnungsnehmers zu beseitigen bzw. zurückzu -
bauen.

5 Dienstwohnungsgröße

5.1 Größe, Art und Lage der Dienstwohnung sind
abhängig von den jeweiligen Gegebenheiten.
Ein Anspruch auf eine bestimmte Dienstwoh -
nungsgröße besteht nicht.

5.2 Die Dienstwohnung soll auf eine angemessene
Nutzfläche hin ausgelegt sein. Für einen Priester mit ei-
genem Haushalt werden neben Küche, Diele, Bad und
WC/Gäste-WC drei bis vier Räume (Wohnen, Essen,
Schlafen, Arbei ten) als angemessen angesehen.

5.3 Im Fall, dass im Haushalt des Priesters eine wei-
tere Person wohnt (Familienangehörige/r, Haushälterin),
sind zusätzliche Privat- und Sa nitärräume erforderlich.

6  Zuweisung / Widerruf

6.1 Die Zuweisung erfolgt im Auftrag des Ortsordi -
narius durch die Abteilung 2.2 in schriftlicher Form.

6.2 Sie kann durch den Ortsordinarius schriftlich wi-
derrufen werden.

6.3 In der Zuweisung sind sämtliche privat genutz -
ten Räume – als beheizt oder unbeheizt gekennzeich -
net – und Garage / Carport / Stellplatz sowie zu der
Dienstwohnung gehörende Außenanlagen se parat auf-
zuführen.

6.4 Soweit Teile einer Dienstwohnung oder Nutzflä -
chen nicht zugewiesen werden, ist dies ausdrücklich in
der Zuweisung festzuschreiben.

6.5 Die festgeschriebenen Flächen sind Grundlage
für die Berechnung des örtlichen Mietwertes und die
Abrechnung der Betriebskosten.

7  Festsetzung des örtlichen Mietwertes

7.1 Der örtliche Mietwert wird entsprechend den
Bestimmungen der Steuerbehörden unter Berücksich-
tigung der Merkmale Baujahr, Art, Grö ße, Ausstattung,
Beschaffenheit und Lage mit dem zutreffenden Mietwert
laut Mietspiegel der Stadt / Gemeinde durch die Abtei-
lung 2.2 festgelegt. Grundlage hierfür sind die Angaben,
die in einem Wohnungsbogen festzuhalten und durch
Un terschriften von Dienstwohnungsgeber und Dienst -
woh nungsnehmer zu bestätigen sind.

7.2 Der Mietwert ist nach Vorgabe der Steuerbe -
hörden anzupassen.
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7.3 Der Mietwert ist zusätzlich bei jedem Wechsel
des Dienstwohnungsnehmers und bei Änderung der
Wohn- und Ausstattungsqualität, die vom Dienstwoh-
nungsgeber anzuzeigen ist, neu festzu setzen.

7.4 Vom Dienstwohnungsnehmer ist der örtliche
Mietwert als geldwerter Vorteil zu versteuern. Es gelten
die jeweiligen steuerlichen Bedingungen.

8 Beginn und Ende des Dienstwohnungsverhält-
nisses

8.1 Das Dienstwohnungsverhältnis beginnt mit dem
Tag, der in der Zuweisung genannt ist. Es endet mit der
– Befreiung von der Dienstwohnungsverpflichtung
– Versetzung an eine andere Einsatzstelle
– Versetzung in den Ruhestand 
– Beendigung des Dienstverhältnisses.

8.2 Ist die Dienstwohnung zum Ende des Dienst -
wohnungsverhältnisses nicht geräumt, wird eine Räu-
mungsfrist und die Höhe der Nutzungsent schädigung
durch die Abteilung 2.2 festgesetzt.

8.3 Bei Einzug und Auszug ist über den Zustand der
Dienstwohnung ein Übergabeprotokoll anzuferti gen,
das von Dienstwohnungsgeber (der Wohnungsei -
gentümer, die kirchliche Körperschaft, z.B. Kirchenge -
meinde) und Dienstwohnungsnehmer zu unterzeichnen
und der Abteilung 2.2 in Kopie vorzulegen ist. Darin sind
neben erkennbaren Mängeln und erforderli chen Maß-
nahmen sämtliche Zählerstände (z.B. Strom, Wasser,
Gas) festzuhalten. Beide Parteien er halten eine Abschrift
des Protokolls.

9  Häusliches Arbeitszimmer

9.1 Aufwendungen für das häusliche Arbeitszim mer
in der Dienstwohnung, auch wenn der Dienstwoh -
nungsnehmer dieses so gut wie ausschließlich für
dienstliche Zwecke nutzt, können nach steuerrechtli -
chen Bestimmungen lediglich im Rahmen der Steuerer -
klärung des Dienstwohnungsnehmers geltend gemacht
werden.

9.2 Ein Dienstraum ist ein Raum, der dem Dienst -
nehmer vom Dienstgeber im ganz über- wiegenden be-
trieblichen Interesse als Büro- bzw. Dienstzimmer zur
Verfügung gestellt wird. Die Funktion des Raumes muss
durch eindeutige Trennung vom privaten Bereich nach
objektiv abgrenzenden Merkmalen erkennbar sein. Ein
Dienstraum innerhalb der Dienstwohnung ist daher
nicht möglich.

10  Telekommunikation-/ Internetanschluss

Bezüglich der Kosten des in der Dienstwoh nung vor-
handenen Telekommunikations-/Internetanschlusses
gelten die steuerrechtlichen Bestimmungen in der je-
weils gültigen Fassung.



11 Betriebskosten

11.1 Betriebskosten sind die Kosten, die dem Dienst-
wohnungsgeber durch das Eigentum am Grundstück
oder durch den bestimmungsge mäßen Gebrauch des
Gebäudes, der Nebengebäude, Anlagen, Einrichtungen
und des Grundstücks laufend entstehen.

11.2 Die abrechenbaren Kosten gemäß der „Verord -
nung über die Aufstellung von Betriebskosten“ 
(Betriebskostenverordnung – BetrKV) sowie der „Ver-
ordnung über die verbrauchsabhängige Abrechnung
der Heiz- und Warmwasserkosten“ (Verordnung über
Heizkostenabrechnung – HeizKV) in der jeweils aktuel-
len Fassung, wer den dem Dienstwohnungsnehmer vom
Dienst wohnungsgeber nach Ablauf des Wirtschafts -
jahres in Rechnung gestellt.

12 Betriebskostenvorausleistung und -abrech nung

12.1 Der Dienstwohnungsgeber legt eine der Dienst -
wohnung entsprechend angemessene Vorausleistung
auf die Betriebskosten fest und teilt diese dem Dienst -
wohnungsnehmer und der Abteilung 2.2 schriftlich mit.

12.2 Die Vorausleistung auf die Betriebskosten wird
monatlich im Voraus fällig. In der Regel wird die Voraus-
leistung von den Bezügen einbehal ten und an den
Dienstwohnungsgeber überwie sen.

12.3 Die Betriebskosten sind dem Dienstwohnungs -
nehmer jährlich durch den Dienstwohnungsgeber in
Rechnung zu stellen. Dabei sind die Grundsätze der
Wirtschaftlichkeit, Vollständigkeit und nach vollziehbaren
Transparenz zu beachten.

12.4 Die formelle Wirksamkeit der Betriebskostenab -
rechnung erfordert insbesondere folgende vier grund -
legende Angaben:
– Zusammenstellung der Gesamtkosten/Gesamtkos-

ten
– Angabe und Erläuterung des gewählten Verteilungs-

schlüssels
– Berechnung des Betriebskostenanteils auf den be-

treffenden Nutzer
– Abzug der geleisteten Vorausleistungen

12.5 Die Abrechnung ist auf der Grundlage der je -
weils gültigen Fassung der BetrKV sowie der HeizKV zu
erstellen.

12.6 Bei der Abrechnung der Betriebskosten nach
Verbrauchsmesswerten (Spitzabrechnung) gilt als Wirt-
schaftsjahr in der Regel der Zeitraum vom 1. Januar bis
31. Dezember eines Jahres.

12.7 Bei der Abrechnung der Betriebskosten nach
pauschalen Werten gilt als Wirtschaftsjahr der Zeitraum
vom 1. Juli eines Jahres bis 30. Juni des Folgejahres.
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12.8 Als Pauschalwerte für die Heiz- und Warmwas -
serkosten sind die jährlich aktuellen Sätze aus der Ver-
öffentlichung des Bundesministeriums für Finanzen,
gemäß § 26 Abs. 3 Satz 2 DWV (Dienstwohnungsvor-
schriften; „Entgelt bei An schluss der Heizung an dienst-
liche Versorgungsleitun gen“) zu berechnen.

12.9 Bei fehlenden Messeinrichtungen für Frisch-
und Abwasser sowie Stromverbrauch sind die Pau-
schalwerte nach den aktuellen Bestimmun gen der Fi-
nanzbehörden anzusetzen.

13 Zahlung der Betriebskosten und Ein spruchsfrist

13.1 Nach ordnungsgemäßer Zustellung der 
Betriebskostenabrechnung durch den Dienstwoh-
nungsgeber oder dessen Beauftragten an den
Dienstwoh nungsnehmer und an die Abteilung 2.2 ist der
Aus gleich zur Abrechnung innerhalb von 30 Tagen nach
Zu stellung durchzuführen.

13.2 Einwendungen gegen die Betriebskostenab -
rechnung hat der Dienstwohnungsnehmer oder die Ab-
teilung 2.2 dem Dienstwohnungsgeber innerhalb der
gesetzlichen Frist schriftlich mitzuteilen. Nach Ablauf
dieser Frist kann der Dienstwohnungsnehmer Einwen-
dungen nicht mehr geltend machen, es sei denn, er hat
die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.

14 Schönheitsreparaturen

14.1 Die Schönheitsreparaturen in der Dienstwoh -
nung sind vom Dienstwohnungsgeber zu veranlassen.
Sie umfassen das Anstreichen, das Tapezieren der
Wände und Decken, das Streichen der Heizkörper,
Heizrohre, Innentüren inklusive Türrahmen sowie Fens-
ter und Außentüren von in nen, soweit es sich um die
Wohnungsabschlusstür der Dienstwohnung handelt.
Die hierfür notwendi gen Aufwendungen werden vom
Dienstwohnungsgeber getragen und von der Abteilung
2.2 nach den geltenden Bestimmungen erstattet.

14.2 Als erstattungsfähiger Aufwand für Tapeten wird
eine Raufasertapete mit diffusionsfähiger Wandfarbe
anerkannt (Tapetenhöchstpreis). Außerdem kann das
Abschleifen, Versiegeln bzw. Wachsen oder Streichen
von Fußböden als Sondermaßnahme höchstens alle 10
Jahre als erstattungsfähig anerkannt werden.

14.3 Vor Durchführung einer Schönheitsreparatur
sind mindestens zwei voneinander unabhängige, ver-
gleichbare Kostenvoranschläge bei Fachhandwerkern
einzuholen. Im Angebot sind die Kosten raum- und ge-
werkbezogen einzeln aufzuführen!

14.4 Vor der Vergabe des Auftrags sind die Angebo -
te zur Prüfung und Genehmigung der Abteilung 2.2 vor-
zulegen.

14.5 Bei denkmalgeschützten Gebäuden sind die



Vorschriften des Denkmalschutzes zu beachten. Hierbei
sind vor dem Einholen von Ange boten die Abteilung 2.2
und die Abteilung 4.3 Beratung/Kirchliche Aufsicht
KG/kgv einzube ziehen.

14.6 Die Erstattung der Schönheitsreparaturen ist
beschränkt auf die im Dienstwohnungsbogen festgeleg-
ten Dienstwohnungsflächen/-räume sowie auf den 
notwendigen Aufwand bzw. durch den Dienstwoh-
nungsnehmer verursachten Verschleiß.

14.7 Bei übermäßigem Verschleiß, übermäßigem
Aufwand oder schuldhaft verursachter Beschädi gung
der Dienstwohnung oder Dienstwohnungsteilen kann
der Dienstwohnungsnehmer zur Übernahme von Teil-
kosten herangezogen werden.

14.8 Die Schönheitsreparaturen sind vom Dienst -
wohnungsgeber nach den vorstehenden Bestim -
mungen durchzuführen.

14.9 Keine erstattungsfähigen Schönheitsreparatu-
ren sind:

• Streichen der Fenster und Wohnungstür von
außen,

• durch Baumaßnahmen bedingt notwendige
Schönheitsreparaturen,

• Streichen der Kellerräume,
• Reparatur von Tür-/Fensterschlössern,
• größere Putzarbeiten am Mauerwerk,
• Auswechseln durch Gebrauch verschlissenen

Teppichbodens,
• Austausch von Fensterscheiben,
• Ausbessern von Schäden am Fußboden,
• Beseitigung von Feuchtigkeitsschäden,
• Renovierungsarbeiten in Treppenhaus und

Waschküche,
• Ersatz/Neubeschaffung von Sanitärausstat -

tungen,
• Fliesenarbeiten.

Die nicht erstattungsfähigen Schönheitsreparaturen
sind vom Dienstwohnungsgeber zu veranlassen. Dieser
trägt auch sämtliche Kosten. 

15 Inkrafttreten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. Februar 2022 in
Kraft. Die bisherige Fassung vom 8. April 2016 verliert
damit ihre Gültigkeit.

Aachen, 1. Januar 2022
+ Dr. Helmut Dieser
Bischof von Aachen

Anlage 8
zur Priesterbesoldungs- und 
-versorgungsordnung des Bistums Aachen

A. Nebentätigkeit
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Gemäß der § 6 der o.a. Ordnung werden Bezüge aus
einer sonstigen priesterlichen Tätigkeit auf das Gehalt
angerech net.

Erhält der Priester Einkünfte aus nebenamtlich erteiltem
Religionsunterricht, werden diese mit dem Betrag der
100,– EUR monatlich übersteigt auf das Gehalt ange -
rechnet.

B. Schlussbestimmungen

Im übrigen gilt die Priesterbesoldungs- und -versor -
gungsordnung des Bistums Aachen in ihrer jeweiligen
Fassung.

C. Inkrafttreten

Diese Anlage tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1994 in Kraft.

Aachen, 29. April 1994
Prälat Karlheinz Collas
Ständiger Vertreter des 
Diözesanadministrators

Bekanntmachungen des 
Generalvikariates

Nr. 16 Durchführungshinweise zur Misereor-
Fastenaktion 2022

Die 64. Misereor-Fastenaktion 2022 steht unter dem
Leitwort „Es geht! Gerecht.“ In der Fastenaktion richtet
Misereor, das Werk für Entwicklungszusammenarbeit
der katholischen Kirche, den Blick auf asiatische Metro-
polen, die von den Folgen der Klimakrisen besonders
betroffen sind. Sie liegen oft an Küsten und sind durch
den steigenden Meeresspiegel bedroht. Insbesondere
die Wohngebiete der Armen liegen in überschwem-
mungsgefährdeten Gebieten.
Die Weichenstellungen in den Städten Asiens wie auch
hier bei uns für eine klimafreundliche, gerechtere Welt
müssen und können heute erfolgen. Misereor-Partner-
organisationen setzen alles daran, auf eine gerechtere
klimafreundliche Welt hinzuwirken. In der Fastenaktion
2022 erzählt Misereor ihre Geschichten – aus Bangla-
desch, von den Philippinen – und Geschichten aus
Deutschland. Sie zeigen modellhaft und ermutigend,
wie eine klimagerechtere Welt aussehen und erreicht
werden kann. Mit der Fastenaktion lädt Misereor ein,
selbst Teil dieser Bewegung zu werden: Als Mitglied
einer Nachbarschaft, als Mitglied einer Kirchenge-
meinde. Als Bürgerin und Bürger. „Es geht! Gerecht.“

Die Misereor-Fastenaktion wird am 1. Fastensonn-
tag, dem 6. März 2022, in der Erzdiözese Freiburg er-
öffnet. Gemeinsam mit Bischöfen, Partnerinnen und



Partnern aus Bangladesch und Philippinen sowie Gläu-
bigen aus der Erzdiözese feiert Misereor um 10 Uhr im
Freiburger Münster einen Gottesdienst, der live in der
ARD übertragen wird.

Auf dem Aktionsplakat zur Fastenaktion zeigt Mise-
reor „Daumen hoch“ für diejenigen, die sich für eine ge-
rechtere Welt einsetzen: „Für Mensch und Natur
gleichermaßen“, drückt die Geste des philippinischen
Kindes aus. In einer direkten und sehr selbstbewussten
Weise sagt es jedem Einzelnen: Danke, wenn Du mit-
tust! Danke für Deine Spende! Bitte hängen Sie das Pla-
kat gut sichtbar in Ihrer Gemeinde, z. B. im Schaukasten
und am Schriftenstand, aus und versehen Sie den Op-
ferstock in Ihrer Kirche mit dem Misereor-Opferstock-
schild.

Das Misereor-Hungertuch „Du stellst meine Füße
auf weiten Raum – Die Kraft des Wandels“ wurde von
der chilenischen Künstlerin Lilian Moreno Sánchez ge-
staltet. Es lädt zu Reflexion und Auseinandersetzung
ein. Das Hungertuch ist in zwei Größen zum Aushang
im Kirchenraum, Pfarrheim oder in der Schule bestell-
bar.

Die „Liturgischen Bausteine“ geben Anregungen zur
Gestaltung von Gottesdiensten während der Fastenzeit.
Kreuzweg-Hefte sind separat bestellbar.

Der Misereor-Fastenkalender 2022 und das Fasten-
brevier (fastenbrevier.de) laden ab Aschermittwoch ein,
die Fastenzeit für sich oder mit der Familie aktiv zu ge-
stalten. Viele Gemeinden bieten am Misereor-Sonntag,
dem 3. April 2022, ein Fastenessen zugunsten von Mi-
sereor-Projekten an.

Die Kinderfastenaktion hält mit Rucky Reiselustig
zahlreiche Anregungen und Angebote zur Gestaltung
der Fastenzeit in Kindergarten, Grundschule und Ge-
meinde bereit: kinderfastenaktion.de.

Am Freitag, den 1. April 2022, ist bundesweiter 
Coffee Stop-Aktionstag. Bereiten Sie Ihren Mitmen-
schen eine schöne Pause – schenken Sie fair gehandel-
ten Kaffee aus und sammeln Sie für Misereor -Projekte. 

Am 4. Fastensonntag, dem 27. März 2022, soll in
allen katholischen Gottesdiensten der Aufruf der deut-
schen Bischöfe zur Misereor-Fastenaktion verlesen wer-
den. Legen Sie bitte die Opfertütchen aus, bzw.
verteilen Sie diese über Ihren Pfarrbrief oder direkt an
die Haushalte. Am 5. Fastensonntag, dem 3. April 2022,
wird mit der Misereor-Kollekte um Unterstützung der
Projektarbeit der Partner in Afrika, Asien, Ozeanien und
Lateinamerika gebeten. Für spätere Fastenopfer sollte
das Misereor-Schild am Opferstock bis zum Sonntag
nach Ostern stehen bleiben. Das „Fastenopfer der Kin-
der“ soll gemeinsam mit der Gemeindekollekte überwie-
sen werden. Es ist ausdrücklicher Wunsch der Bischöfe,
dass die Kollekte zeitnah und ohne Abzug von den Ge-
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meinden über die Bistumskassen an Misereor weiterge-
leitet wird. Eine pfarreiinterne Verwendung der Kollek-
tengelder, z. B. für eigene Partnerschaftsprojekte, ist
nicht zulässig. Misereor ist den Spendern gegenüber re-
chenschaftspflichtig. Sobald das Ergebnis Ihrer Kollekte
vorliegt, geben Sie es bitte der Gemeinde mit einem
herzlichen Wort des Dankes bekannt.

Fragen zur Fastenaktion beantwortet das „Team
Fastenaktion“ bei Misereor, F.: (0241) 44 24 45, E-Mail:
fastenaktion@misereor.de. Informationen finden Sie auf
der Misereor-Homepage fastenaktion.misereor.de. Dort
stehen viele Materialien zum kostenlosen Download be-
reit.

Materialien zur Fastenaktion können bestellt werden
bei: MVG, F. (0241) 47 98 61 00, 
E-Mail: bestellung@eine-welt-shop.de und 
misereor-medien.de.

Nr. 17 Jahrestag der Wahl Seiner Heiligkeit
Papst Franziskus

Der Heilige Stuhl hat den 13. März (Tag der Wahl)
zum offiziellen Gedenktag des Pontifikats Seiner Heilig-
keit Papst Franziskus festgelegt. Aus diesem Anlass
beten wir im Hochamt am Sonntag, 13 März, 10.00 Uhr,
im Hohen Dom zu Aachen für den Papst.

Hierzu sind alle herzlich eingeladen. Es wird gebe-
ten, in allen Gottesdiensten, z.B. in den Fürbitten, eben-
falls des Jahrestages zu gedenken.

Nr. 18 Zählung der sonntäglichen Gottes-
dienstteilnehmerinnen und Gottes-
dienstteilnehmer am 13. März 2022

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonfe-
renz (vgl. Vollversammlung vom 24.–27. Februar 1969,
Prot. Nr. 18, und Ständiger Rat vom 27. April 1992, Prot.
Nr. 5) werden für die Zwecke der kirchlichen Statistik
der Bistümer in der Bundesrepublik Deutschland die
Gottesdienstteilnehmerinnen und Gottesdienstteilneh-
mer zwei Mal im Jahr gezählt. Die erste Zählung findet
am zweiten Sonntag in der Fastenzeit (13. März 2022)
statt. Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntäg-
lichen Hl. Messen (einschl. Vorabendmesse) teilnehmen.
Mitzuzählen sind auch die Besucherinnen und Besucher
der Wort- oder Kommuniongottesdienste, die anstelle
einer Eucharistiefeier gehalten werden. Zu den Gottes-
dienstteilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmern
zählen auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z.B.
Wallfahrende, Seminarteilnehmende, Touristen und Be-
suchsreisende).

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in
den Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für das
Jahr 2022 unter der Rubrik „Gottesdiensteilnehmer am
zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) einzutragen.



Kirchliche Nachrichten

Nr. 19 Personalchronik
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Aus Datenschutzgründen werden personenbezogene Daten bzgl. Weihen, Beauftragungen, 
Ernennungen, Verlängerung von Ernennungen, Entpflichtungen, Versetzungen, Freistellungen für 
besondere Aufgaben, Eintritte in den Ruhestand, Ausscheiden aus dem Amt, Sterbefälle erst ab 
der Ausgabe 01/2023 in der Online-Ausgabe des Kirchlichen Anzeigers veröffentlicht.



Nr. 20 Pontifikalhandlungen

Unser Bischof Dr. Helmut Dieser spendete das 
Sakrament der Firmung am 12.12.21 in St.Antonius, 
Hürtgenwald-Gey 21 Firmlingen.

Unser Bischof Dr. Helmut Dieser spendete das 
Sakrament der Firmung am 21.11.21 im Dom zu 
Aachen 37 Firmlingen.
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Im Auftrag unseres Bischofs Dr. Helmut Dieser
spendete Weihbischof Karl Borsch das Sakrament der
Firmung am 2.11.21 in St. Heribert, Eschweiler über
Feld, 25; am 3.11.21 in St. Gereon, Vettweiß, 25 (davon
1 Erwachsener); am 4.11.21 in St. Laurentius, Aachen-
Laurensberg, 20; am 5.11.21 in St. Lambertus, Nette-
tal-Leuth, 22; am 6.11.21 in St. Clemens,
Nettetal-Kaldenkirchen, 17; am 7.11.21 in St. Philipp-
Neri und St. Laurentius, Aachen/Vaalser Quartier, 52; am
9.11.21 in St. Anna, Hellenthal, 48; am 10.11.21 in St.
Anna, Hellenthal, 33; am 11.11.21 in St. Katharina,
Schleiden-Herhahn, 23; am 12.11.21 in St. Katharina,
Schleiden-Herhahn, 48; am 13.11.21 in St. Martinus,
D´horn Schlich und in St. Martin, Langerwehe, 42; am
14.11.21 in St. Josef, Inden, 21 (davon 5 Erwachsene);
am 15.11.21 in St. Franz Sales, Jülich, 20; am 16.11.21
in St. Franz Sales, Jülich, 22; am 19.11.21 in St. Jako-
bus, Jüchen, 22 (davon 1 Erwachsener); am 20.11.21 in
St. Jakobus, Jüchen, 46; am 21.11.21 in Heilig Geist,
Aachen, 29; am 28.11.21 in Haus Overbach, 36; am
30.11.21 in St. Mariä Himmelfahrt, Geilenkirchen, 7; ins-
gesamt 558 Firmlinge.
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